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Gesetzentwurf
durch Volksantrag

Gesetz zur Einführung des neuen neunjährigen Gymnasiums 
in Baden-Württemberg (G9-Gesetz)

A .  Z i e l s e t z u n g

An allgemeinbildenden Gymnasien wird zum nächstmöglichen Zeitpunkt ein 
neunjähriger Bildungsgang (G9) als Normalform eingeführt, in dem Schülerinnen 
und Schüler in sieben Schuljahren bis zur zweijährigen Jahrgangsstufenphase 
der gymnasialen Oberstufe geführt werden. Zusätzlich werden bei Bedarf G8-
Schnellläuferzüge angeboten. 
Hierdurch wird dauerhaft und flächendeckend eine Wahlfreiheit zwischen G9 und 
G8 ermöglicht. In den zwei Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes soll ein neuer 
gymnasialer Bildungsplan („Gymnasium plus“) entwickelt werden.

B .  W e s e n t l i c h e r  I n h a l t

Anpassung der gesetzlichen Schuldauer des Gymnasiums der Normalform. 

C .  A l t e r n a t i v e n

Vollständige Umstellung auf G9 oder Verbleib bei G8. 

D .  K o s t e n  f ü r  d i e  ö f f e n t l i c h e n  H a u s h a l t e

Die Mehrkosten für den Landeshaushalt hängen kurz- wie langfristig vom Anteil 
der Schülerinnen und Schüler bzw. Eltern ab, die sich für G9 entscheiden. 
Im Folgenden werden die Mehrkosten für vier Szenarien angegeben: 

1. Ca. 2/3 der Schülerinnen und Schüler wechseln kurz- und langfristig zu G9.

2. Ca. 80 % der Schülerinnen und Schüler wechseln kurz- und langfristig zu G9.
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3.  Langfristig wählen ca. 80 % der Schülerinnen und Schüler bzw. ihre Eltern G9. 
Kurzfristig ist der Prozentsatz der Wechsler umso geringer, je höher ihre be-
reits erreichte Klassenstufe ist. 

   Von den Zehntklässlern wechseln 40 % auf G9, von den Neuntklässlern 50 %, 
von den Achtklässlern 60 %, von den Siebtklässlern 70 % und von den Sechst- 
und Fünftklässlern wechseln – ebenso wie langfristig – 80 % auf G9.

4.  Langfristig wählen ca. 90 % der Schülerinnen und Schüler bzw. ihrer Eltern G9. 
Kurzfristig ist der Prozentsatz der Wechsler umso geringer, je höher ihre be-
reits erreichte Klassenstufe ist. 

  Von den Zehntklässlern wechseln 40 % auf G9, von den Neuntklässlern 50 %, 
von den Achtklässlern 60 %, von den Siebtklässlern 70 % und von den Sechst-
klässlern 80 %. Von den Fünftklässlern wechseln – ebenso wie langfristig –  
90 % auf G9.

Damit erhält man folgende Mehrkosten, siehe Tabelle 1: 

–  Eine ausführliche Berechnung und Begründung dieser Mehrkosten findet sich 
im Begründungsteil unter A. II.

– Abweichungen um 1 Deputat ergeben sich dabei durch Rundungsfehler.

Tabelle 1
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Der Landtag wolle beschließen, 
dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung zu 
erteilen:

Gesetz zur Einführung 
des neuen neunjährigen Gymnasiums 

in Baden-Württemberg 

Artikel 1
Änderung des Schulgesetzes

§ 8 des Schulgesetzes für Baden-Württemberg (SchG) in 
der Fassung vom 1. August 1983 (GBl. S. 397), das zuletzt 
durch Gesetz vom 17. Dezember 2020 (GBl. S. 1233) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:
a)  In Absatz 2 Nummer 1 wird das Wort „acht“ durch 

das Wort „neun“ ersetzt. 
b)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 
  „(2a) Schnellläuferzüge, die abweichend von Absatz 2 

Nummer 1 in acht Jahren zum Abitur führen, wer-
den bei Bedarf an den Gymnasien der Normalform 
angeboten. Das Kultusministerium wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung für die Ermittlung des Be-
darfs sowie die Ausgestaltung der Stundentafeln von 
G8-Schnellläuferzügen nähere Bestimmungen zu er-
lassen.“

c) Absatz 5 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 
 „1.  Die Oberstufe des neunjährigen allgemein bilden-

den Gymnasiums der Normalform umfasst die 
Klasse 11 als Einführungsphase und die Jahr-
gangsstufen 12 und 13 als Kursstufe. Ihr Besuch 
dauert in der Regel drei Jahre. In den achtjähri-
gen Schnellläuferzügen umfasst die Oberstufe 
die Klasse 10 als Einführungsphase und die Jahr-
gangsstufen 11 und 12 als Kursstufe. In der Kurs-
stufe werden alle Schülerinnen und Schüler des 
neunjährigen allgemein bildenden Gymnasiums 
sowie der achtjährigen Schnellläuferzüge zusam-
mengeführt und in den Kursen gemeinsam nach 
demselben Bildungsplan unterrichtet.“

Artikel 2
Übergangsbestimmungen

§ 8 SchG in der Fassung dieses Gesetzes ist auf die-
jenigen Schülerinnen und Schüler anzuwenden, die ab 
dem Schuljahr des Inkrafttretens dieses Gesetzes in eine 
fünfte Klasse aufgenommen werden. Schülerinnen und 
Schüler, die im Schuljahr des Inkrafttretens dieses Geset-
zes die Klassen 6 bis 10 besuchen, können zwischen dem 
bisherigen achtjährigen Bildungsgang und dem neuen 
neunjährigen Bildungsgang wählen. Auf Schülerinnen 
und Schüler, die nach Satz 2 den bisherigen achtjährigen 
Bildungsgang wählen oder die im Schuljahr des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes die Jahrgangsstufen 11 und 12 
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besuchen, ist § 8 SchG in der bis zum Inkrafttreten die-
ses Gesetzes geltenden Fassung anzuwenden.

Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am auf seine Verkündung folgenden 
1. August in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Zielsetzung und Inhalt

Kinder in Baden-Württemberg, die bis zum Jahr 2003 in die fünfte Klasse des 
Gymnasiums aufgenommen wurden, wurden in einem neunjährigen Bildungs-
gang zum Abitur geführt. Eine individuelle Verkürzung des Bildungsgangs durch 
Überspringen von Klassen war schon damals möglich. 
Von 1999 bis 2003 gab es an ausgewählten Gymnasien im Rahmen eines Schul-
versuchs zusätzlich für besonders leistungsorientierte Schülerinnen und Schüler 
„Schnellläuferklassen“, die in einem auf acht Jahre verkürzten, akzelerierten Bil-
dungsgang bei Erfüllung identischer Bildungsplaninhalte zum Abitur führten.
2003 wurde der Bildungsgang am Gymnasium in Normalform generell auf acht 
Jahre verkürzt. Dieses Konzept war nicht pädagogisch, sondern fiskalpolitisch 
begründet und hat auch deshalb in großen Teilen der Öffentlichkeit und der am 
Schulleben Beteiligten nie die dauerhaft notwendige Akzeptanz gefunden. Um 
den heftigen allgemeinen Unmut zu dämpfen, wurde 2012/2013 der bis heute 
nicht evaluierte, aber bereits zum zweiten Mal verlängerte „Modellversuch G9“ 
mit 44 Gymnasien gestartet.
Als zentrale Kritikpunkte am G8, die von Anfang an geäußert wurden, haben sich 
bestätigt:

–  fehlende Zeit im Unterricht für Übung und Vertiefung der Lerninhalte auf-
grund der reduzierten Zeit, aber nicht im gleichen Maße reduzierter Bildungs-
pläne,

–  kognitive Überforderung vieler Schülerinnen und Schüler, da komplexe oder 
abstrakte Themen häufig entwicklungspsychologisch verfrüht vermittelt wer-
den müssen und deshalb von den Kindern nicht vollumfassend durchdrungen 
werden können,

–  Beeinträchtigung der Persönlichkeitsentwicklung der Schülerinnen und Schüler 
aufgrund stark reduzierter Freiräume (wegen hoher Wochenstundenzahl) für 
außerschulische Aktivitäten wie

 • sportliches,
 • musisches,
 • kulturelles,
 • politisches,
 • kirchliches und
 • zivilgesellschaftliches Engagement.1

Zusammenfassend lässt sich sagen: Diese Konsequenzen der um ein Jahr verkürz-
ten Schulzeit am Gymnasium (G8) stehen in klarem Widerspruch zum Bildungs-
auftrag des Gymnasiums, eine vertiefte Allgemeinbildung zu vermitteln. 
Die Debatte um die Dauer des Bildungsgangs am Gymnasium in Baden-Würt-
temberg wie auch in anderen Bundesländern ist seit der Einführung des G8 nie 
abgeklungen. Alle westdeutschen Flächenländer sind auf mehrheitlichen Wunsch 
der Eltern mittlerweile wieder zum neunjährigen Gymnasium zurückgekehrt. 

_____________________________________

1  Siehe „Die G8-Reform in Baden-Württemberg: Kompetenzen, Wohlbefinden und Freizeitverhalten 
vor und nach der Reform“ von Nicolas Hübner, Wolfgang Wagner, Jochen Kramer, Benjamin 
Nagengast und Ulrich Trautwein https://link.springer.com/content/pdf/10.1007/s11618-017-0737-3.
pdf; S. 763f, abgerufen am 1. Oktober 2022. 
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Diese bildungspolitische Debatte wird von diesem Gesetzentwurf aufgenommen. 
Das Gymnasium mit G8 in seiner jetzigen Form wird lediglich von 6 % der Eltern 
schulpflichtiger Kinder in Baden-Württemberg befürwortet.2

Der Wechsel zu G9 ist durch die Corona-Pandemie noch dringlicher geworden. 
Während der COVID19-Pandemie 2020 und 2021 musste über einen erheblichen 
Zeitraum der Präsenzunterricht durch deutlich weniger effektiven Fernunterricht 
ersetzt werden. Auch bei leistungsstarken Schülerinnen und Schülern sind da-
durch deutliche Lerndefizite aufgetreten. Die Forsa-Studie „Eltern-Befragung zu 
aktuellen bildungspolitischen Themen in Baden-Württemberg“ vom 15. März 2022 
zeigt zudem, dass zu diesem Zeitpunkt 93 % der Schülerinnen und Schüler an kei-
ner von der Schule organisierten Kompensationsmaßnahme (z. B. „Rückenwind“ 
oder „Lernbrücken“) teilnahmen, auch weil dies zeitlich eine weitere Zusatzbe-
lastung für sie bedeutet hätte. Dies lässt den Schluss zu, dass durch diese Aufhol-
programme die Lerndefizite vieler Schülerinnen und Schüler nicht geschlossen 
werden konnten und können.
Die Umstellung vom bisherigen reinen G8 auf eine Wahlfreiheit zwischen G9 
und G8-Schnellläuferzügen sollte auch deshalb zeitnah realisiert werden.
Die G8-Schnellläuferzüge sollen analog zu den G8-Schnellläuferklassen des 
Schulversuchs von 1999 bis 2003 gebildet werden. G8-Schnellläuferzüge sollen 
bei entsprechendem Bedarf an den allgemeinbildenden Gymnasien angeboten 
werden, wenn ausreichend Schülerinnen und Schüler dafür angemeldet werden. 
Die nähere Ausgestaltung soll durch Rechtsverordnung erfolgen. 
Studien wie der IQB-Bildungstrend 2018 stellen fest, dass sich die Kompetenzen 
der Schülerinnen und Schüler auch an Gymnasien in Baden-Württemberg gegen-
über den letzten Erhebungen in mehreren Kompetenzbereichen signifikant ver-
schlechterten.3

Ein Teil der Schülerinnen und Schüler ist beim Ablegen des Abiturs nach acht 
Jahren am Gymnasium zudem noch minderjährig und kann damit ohne Unter-
schrift der Eltern weder die Immatrikulation an einer Hochschule vornehmen 
noch einen rechtsgültigen Arbeits- oder Mietvertrag abschließen. Zudem zeigt es 
sich, dass viele Abiturientinnen und Abiturienten nicht bereit sind, direkt im An-
schluss ans Abitur eine Entscheidung zur Studienwahl zu treffen.
Die mangelnde Studierfähigkeit zeigt sich auch in der Tatsache, dass viele Uni-
versitäten in den letzten Jahren verstärkt Vorkurse einrichten mussten, um die 
Erstsemester auf das Studium vorzubereiten.
Zusammenfassend lässt sich sagen: Das mit der Einführung von G8 erhoffte Ziel 
eines früheren Studien- bzw. Berufseinstiegs wurde nicht erreicht. 

II. Finanzielle Auswirkungen

Begründung für die erwarteten Mehrkosten

Die Mehrkosten für den Landeshaushalt hängen kurz- wie langfristig vom Anteil 
der Schülerinnen und Schüler bzw. Eltern ab, die sich für G9 entscheiden. Wie 
viele Schülerinnen und Schüler bzw. Eltern sich tatsächlich für G9 entscheiden 
werden, kann aktuell nur geschätzt werden. 
Bekannt ist, dass in der Forsa-Umfrage4 von März 2022 62 % aller Eltern aus-
schließlich G9 präferiert haben und dass 29 % der Eltern eine Parallelführung von 

_____________________________________

2  Forsa-Studie „Eltern-Befragung zu aktuellen bildungspolitischen Themen in Baden-Württemberg“ 
vom 15. März 2022, S. 14, https://www.phv-bw.de/wp-content/uploads/2022/03/2022-03-PhV-for-
sa-Umfrage-Text.pdf abgerufen am 1. Oktober 2022.

3  Siehe Institut zur Qualitätsentwicklung im Bildungswesen https://www.iqb.hu-berlin.de/bt/
BT2018/Bericht/, S. 440/441 „[...] Signifikant ungünstige Entwicklungen in mehr als einem 
Kompetenzbereich finden sich ferner in Baden-Württemberg, [...]“.

4  Forsa-Studie „Eltern-Befragung zu aktuellen bildungspolitischen Themen in Baden-Württemberg“ 
vom 15. März 2022, S. 14, https://www.phv-bw.de/wp-content/uploads/2022/03/2022-03-PhV-for-
sa-Umfrage-Text.pdf abgerufen am 1. Oktober 2022.
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G9 und G8 präferiert haben. An den Gymnasien 64 % und 30 %. Ausschließlich für 
G8 waren lediglich 6 % aller befragten Eltern und auch der gymnasialen Eltern.
Von den G8-Schnellläufer-Schulversuchen der Jahre 1999 bis 2003 ist bekannt, 
dass sich an den beteiligten Schulen ca. 20 % der Eltern für ihre Kinder für das 
G8-Schnellläufermodell entschieden haben.

Deswegen werden im Folgenden die Mehrkosten für vier Szenarien berechnet:

1.  Ca. 2/3 der Schülerinnen und Schüler wählen kurz- wie langfristig G9. (Grob 
diejenigen, die in der Forsa-Umfrage „nur G9“ angekreuzt haben.) Von den 
Zehntklässlern wechseln 40 %.

2.  Ca. 80 % der Schülerinnen und Schüler wählen kurz- wie langfristig G9. (Die 
Hälfte derjenigen, die in der Forsa-Umfrage „G8 parallel zu G9“ angegeben 
haben, wechselt zu G9.) Von den Zehntklässlern wechseln 40 %.

3.  Langfristig wählen ca. 80 % der Schüler bzw. ihrer Eltern G9. (Die Hälfte 
derjenigen, die in der Forsa-Umfrage „G8 parallel zu G9“ angegeben ha-
ben.) Kurzfristig, d. h. bei der Umstellung im Schuljahr nach Verabschiedung  
dieses Gesetzes, wählen die Eltern der Fünft- und Sechstklässler ebenfalls zu 
80 % G9. Über die Klassenstufen 7 bis 10 sinkt dieser Prozentsatz linear bis auf  
40 % in Klassenstufe 10, da anzunehmen ist, dass die Wechselbereitschaft 
sinkt, je weiter die Schülerinnen und Schüler bereits in ihrer Schulkarriere fort-
geschritten sind.

4.  Ca. 90 % der Schülerinnen und Schüler wechseln langfristig zu G9. (Fast alle, 
die in der Forsa-Umfrage „G8 parallel zu G9“ angegeben haben.) Kurzfristig, 
d. h. bei der Umstellung im Schuljahr nach Verabschiedung dieses Gesetzes, 
wählen die Eltern der Fünftklässler ebenfalls zu 90 % G9. Über die Klassen-
stufen 6 bis 10 sinkt der Prozentsatz der Wechsler linear bis auf 40 % in 
Klasse 10, da anzunehmen ist, dass die Wechselbereitschaft sinkt, je weiter die 
Schülerinnen und Schüler bereits in ihrer Schulkarriere fortgeschritten sind.

Aufgrund der Erfahrungen aus dem Schulversuch von 1999 bis 2003 erscheint 
Szenario 3 mit langfristig rund 20 % in den G8-Schnellläuferzügen als das wahr-
scheinlichste Szenario.

Für alle vier Szenarien gelten die folgenden gemeinsamen Rahmenbedingungen:

–  Der langfristige Mehrbedarf entsteht durch die zusätzlichen 11. Klassen für den 
Prozentsatz der Schülerinnen und Schüler, die langfristig auf G9 wechseln. In 
Szenario 1 also für 67 % eines Jahrgangs, in Szenario 2 und 3 für 80 % eines 
Jahrgangs und in Szenario 4 für 90 % eines Jahrgangs.

–  Der Mehrbedarf beträgt dabei ca. 20 Stunden pro G9-Zug, da zwölf Stunden 
aus den Klassenstufen 5 bis 10 in die 11. Klasse verlagert werden können. 

–  Außerdem wird es einen Mehrbedarf durch zusätzlich entstehende Klassen ge-
ben, wenn z. B. an einem dreizügigen Gymnasium mit 90 Schülerinnen und 
Schülern in einem Jahrgang 20 Schülerinnen und Schüler G8 wählen sowie  
70 Schülerinnen und Schüler G9. Dieser Mehrbedarf kann durch Schüler-
lenkung zwischen benachbarten Gymnasien in zumutbarer Entfernung stark  
minimiert werden. Insbesondere im ländlichen Raum, wo Schülerlenkung ent-
fernungsbedingt schlecht bzw. nicht möglich ist, wird ein Mehrbedarf nicht 
vollständig vermeidbar sein. Im Folgenden wird davon ausgegangen, dass im 
Durchschnitt pro Schule eine zusätzliche Klasse entsteht.

Auch die jetzigen G9-Schulen haben einen Mehrbedarf von acht Stunden pro 
Zug, wenn davon ausgegangen wird, dass die neuen G9-Schüler 20 Stunden mehr 
Unterricht erhalten. Den jetzigen G9-Modellschulen stehen bislang 12 Stunden 
mehr zur Verfügung als dem jetzigen G8.
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Damit ergibt sich für die langfristigen Mehrkosten folgendes Bild: 

Langfristige Mehrkosten

Wann entstehen die zusätzlichen Bedarfe in welcher Höhe?

Dies ist in jedem Szenario verschieden, aber auch hier gibt es wieder Gemeinsam-
keiten, die für alle Szenarien gelten.
Im ersten Schuljahr mit Umstellung auf G9 entsteht aufgrund der geringeren 
Stundenzahlen in den Klassenstufen 5 bis 10 ein Minderbedarf von ca. zwölf  
Wochenstunden pro G9-Zug, rechnerisch also bei 338 G8-Gymnasien, die im 
Durchschnitt 3,4-zügig sind:
338 x 3,4 x 12 Stunden x Prozentsatz der G9-Wechsler.
Andererseits entsteht ein Bedarf an Lehrkräften für zusätzliche Klassen in der 
Unter- und Mittelstufe (s. o.). Dieser Mehrbedarf lässt sich durch Schülerlenkung 
zwischen benachbarten Gymnasien stark minimieren. Nichtsdestotrotz lässt er sich 
nicht ganz vermeiden, weil eine Schülerlenkung aufgrund zu großer räumlicher Ent-
fernung zwischen benachbarten Gymnasien auf dem Land gar nicht möglich ist. Bei 
im Durchschnitt einer zusätzlichen Klasse pro Gymnasium ergibt sich ein rechneri-
scher Mehrbedarf von 32 Stunden pro Schule oder (338 x 32)/25 = 433 Deputaten 
im ersten Jahr der G9-Umstellung.
Im zweiten Jahr nach der Umstellung gibt es trotz der zusätzlichen 11. Klassen 
in G9 keinen zusätzlichen Lehrkräftebedarf, da die Schülerinnen und Schüler in 
diesen 11. Klassen (G9) ja nicht in die Kursstufe (Jahrgangsstufe) übergehen. Die 
vorübergehende Verkleinerung der Kursstufe gleicht den Stundenbedarf für die 
11. Klassen (in G9) komplett aus. 
Im dritten Jahr der Umstellung ist in allen Szenarien der Bedarf an zusätzlichen 
Lehrkräften am größten, weil dann die vorübergehend kleineren Kursstufen-Jahr-
gänge von der Schule abgegangen sind. 
In Szenario 1 und 2 ist nach dem Abschluss des vierten Jahres der Übergang auf 
G9 komplett vollzogen, in Szenario 3 und 4 mit ihrem allmählicheren Übergang 
fallen in den Folgejahren jeweils knapp 150 Stellen Lehrkräftemehrbedarf an.
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Mehrbedarfe und deren Zeitpunkte in den Szenarien 1 bis 4

Legende für die folgenden Tabellen:

Kl. 11 = Klassenstufe 11 (G9)
K1 = Kursstufe 1 (1. Jahrgangsstufe)
K2 = Kursstufe 2 (2. Jahrgangsstufe)
Angegeben ist jeweils der Prozentsatz von Schülern 
eines „normalen“ Oberstufen-Jahrgangs)
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B. Einzelbegründung

Zu Artikel 1

Artikel 1 regelt, dass das Gymnasium der Normalform zukünftig in einem neun-
jährigen und bei Bedarf in einem achtjährigen Schnellläufer-Bildungsgang an-
geboten wird. 
Mit der Änderung von § 8 Abs. 5 Nr. 1 SchG wird festgelegt, dass die Jahrgangs-
stufen 11 und 12 des achtjährigen Bildungsgangs den Jahrgangsstufen 12 und 13 
des neunjährigen Bildungsgangs entsprechen. Dem Unterricht in der Kursstufe 
müssen demnach die gleichen Bildungspläne und die gleichen rechtlichen Rege-
lungen zugrunde liegen.

Zu Artikel 2

Artikel 2 enthält die erforderlichen Übergangsbestimmungen. Durch die drin-
gende Notwendigkeit, die Wissenslücken zu schließen, die durch den Fernunter-
richt in der COVID19-Pandemie entstanden sind, soll ein Wechsel zum G9-Bil-
dungsgang auch für die Schülerinnen und Schüler der Klassen 6 bis 10 ermöglicht 
werden. Hierdurch soll Zeit zum Nachholen der versäumten Themen und zum 
Schließen von Wissenslücken geschaffen werden. Dafür soll eine gleichmäßige 
Verteilung (lineare Streckung) der Bildungsplaninhalte des G8-Bildungsplans der 
Klassenstufen 5 bis 10 auf die Klassenstufen 5 bis 11 vorgenommen werden. 
Spätestens zwei Schuljahre nach Einführung des G9 sollte ein neu entwickelter 
G9-Bildungsplan für alle Klassenstufen des allgemeinbildenden Gymnasiums in 
Kraft treten. 
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Für den neuen G9-Bildungsplan sollen unter anderem folgende Eckpunkte und 
Rahmenbedingungen gelten:

–  Aufgrund der Absenkung des Wahlalters bei Landtags- und Kommunalwahlen 
auf 16 Jahre ist eine Stärkung des Gemeinschaftskunde-/Politikunterrichts in 
der Mittelstufe mit sechs Stunden statt bisher vier dringend notwendig (z. B. je 
zwei Stunden in den Klassen 8, 9 und 10).

–  Im Rahmen der Digitalisierung ist eine Verstärkung der digitalen Bildung der 
Schülerinnen und Schüler in Medienbildung/Informatik durch je eine Stunde 
durchgehenden Unterrichts in Klassenstufe 5 bis 11 notwendig. 

  Die ständige wissenschaftliche Kommission der Kultusministerkonferenz 
(SWK) empfiehlt in ihrem Gutachten „Digitalisierung im Bildungssystem: 
Handlungsempfehlungen von der Kita bis zur Hochschule“ die „Einführung 
eines (Pflicht-) Faches Informatik [...] Informatikangebote ab dem Schuljahr 
2024/2025 in der Sekundarstufe I: In der Sekundarstufe I sollte das Fach Infor-
matik als Pflichtfach mit mindestens vier Stunden in die Kontingentstunden-
tafel aufgenommen werden, mittelfristig mit sechs Stunden Pflichtunterricht. 
Im Wahlpflichtbereich der Sekundarstufe I sollten weitere Angebote gemacht 
werden.5“

 Für diese Zusatzstunden fehlt im G8 die notwendige Zeit. 

–  Durch die gleichmäßige Verteilung des Unterrichts auf sieben Schuljahre von 
Klasse 5 bis 11 soll der Nachmittagsunterricht auf das notwendige Minimum 
begrenzt werden, damit die Schülerinnen und Schüler am Nachmittag wieder 
vermehrt außerunterrichtliche Aktivitäten (Sport, Musik, Ehrenamt, …) wahr-
nehmen können. Zudem entstehen wieder zeitliche Freiräume, die für schrift-
liche Ausarbeitungen, Nach- und Vorbereiten des Stoffes sowie eigenständiges 
vertieftes Lernen benötigt werden.

–  Um profunde Grundkenntnisse als Voraussetzung für ein Studium der Natur- 
oder Ingenieurswissenschaften zu gewährleisten, sollten die durch die G8-Re-
form teilweise gekürzten Stundenzahlen in den MINT-Fächern im neunjähri-
gen gymnasialen Bildungsgang wieder auf das ursprüngliche Niveau angeho-
ben werden.

Die Beschränkung der Wahlmöglichkeit zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ge-
setzes auf die Klassenstufen 5 bis 10 stellt sicher, dass Schüler und Schülerinnen, 
die sich bereits in der Kursstufe des achtjährigen Bildungsganges befinden, die 
Schule in diesem Bildungsgang beenden.

Zu Artikel 3

Artikel 3 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Ein Kalenderjahr wird hierbei nicht 
genannt. Dies hat den Hintergrund, dass das Gesetz in Form eines Volksantrags in 
den Landtag eingebracht werden soll, was abhängig von der Entscheidung des 
Landtags ein Volksbegehren oder einen Volksentscheid nach sich ziehen kann.
Ziel ist es jedoch, die Umstellung auf die Wahlfreiheit schnellstmöglich her-
beizuführen. Aus diesem Grund soll die Umstellung zum nächsten auf die 
Verkündung des Gesetzes folgenden Schuljahr, das gem. § 26 Abs. 1 Satz 1 
SchG am 1. August beginnt, erfolgen.
Angestrebt wird die Einführung des neuen neunjährigen Gymnasiums in Ba-
den-Württemberg bereits zum Schuljahr 2023/2024.

_____________________________________

5  SWK Gutachten: „Digitalisierung im Bildungssystem: Handlungsempfehlungen [...]“ 
Zusammenfassung Seite 10 (19. September 2022): https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/
pdf/KMK/SWK/2022/SWK-2022-Gutachten_Digitalisierung_Zusammenfassung.pdf

  Gutachten Gesamtausgabe: https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/pdf/KMK/SWK/2022/SWK-
2022-Gutachten_Digitalisierung.pdf
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